
Für eine starke Infrastruktur 
erhält die Linie S1 
fünf neue Brücken.

Nach Abschluss der Planung folgt das Planfeststellungsverfahren, 
um die Baugenehmigung vom Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zu 
erhalten. Hier erläutern wir Ihnen den Prozess dazu. 

zwischen
Ohlsdorf

und
Poppenbüttel

AntragAntrag

Antrag

Die DB Netz AG erstellt 

Unterlagen für den Plan-

feststellungsantrag.

Eisenbahn-Bundesamt

Das EBA als zuständige 

Anhörungsbehörde 

eröffnet das Anhörungs-

verfahren.

Für Planfeststellungsver-

fahren mit Einleitung vor 

dem 6. Dezember 2020 

sind die jeweiligen Landes-

behörden zuständig.

Antrag Antrag Antrag

Die Unterlagen werden in 

den Kommunen während 

eines Monats für jeden 

einsehbar ausgelegt.*

Während der Offenlage und in-

nerhalb von einem Monat 

nach Ende der Offenlage kön-

nen Privatpersonen ihre Ein-

wände einreichen.

Innerhalb von drei Monaten 

nach Ende der Offenlage können 

Träger öffentlicher Belange 

(TöB) Stellung nehmen. 

Max Mustermann 
Bahnstraße 1 
Musterstadt

Die DB Netz AG erwidert 

die Einwendungen und 

Stellungnahmen schriftlich. 

Diese Erwiderungen erhal-

ten die Einwender:innen 

rechtzeitig vor dem Erör-

terungstermin.

Eisenbahn-Bundesamt 

Die DB Netz AG reicht den 

Antrag beim EBA ein.

Das Verfahren startet, 

wenn Änderungswünsche 

des EBA eingearbeitet 

sind und die Vollständig-

keit des Antrages bestä-

tigt wird.

Das EBA prüft die Ein-

wendungen und lädt die 

Einwender:innen, Fachbe-

hörden, TöB und die DB 

Netz AG zum Erörterungs-

termin* ein.

Eisenbahn-Bundesamt

Stellungnahme

Das EBA erstellt seine 

ab  schließende Stellung-

nahme zum Anhörungs-

verfahren.

Stellungnahme

Das EBA prüft alle Sach-

verhalte.

Antrag Antrag Antrag

EBA

Das EBA erlässt den Plan-

feststellungsbeschluss.

Die Unterlagen werden 

den Kommunen zugestellt 

und offengelegt.*
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*Das Planungssicherstellungsgesetz (PlanSig) erlaubt, dass die öffentliche Beteiligung bei Infrastrukturvorhaben digital erfolgen kann. Bis zum 31. Dezember 2023 gilt dies für alle Bekanntmachungen 

(Offenlagen und Terminankündigungen), Erörterungstermine und mündlichen Verhandlungen.


